
Mit einer abrüstungspolitischen Matinee, 
Mahnwachen und einer gewaltfreien Blockade 
hat die zwanzigwöchige Aktionspräsenz in Bü-
chel am 26. und 27. März begonnen.  Die Kampa-
gne „Büchel ist überall – atomwaffenfrei.jetzt“ 
will damit Druck machen, dass die dort gelager-
ten Atombomben nicht technisch aufgerüstet 
sondern abgezogen werden. Die Kampagne tritt 
für ein Verbot der Atomwaffen ein.

Der Auftakt war am Sonntag in Cochem eine 
Mahnwache bei der Mosel. Der Vietnamkriegsve-
teran Stephen Summers, engagiert bei der "Stop 
The WAR Brigade", brandmarkte die Kriegspolitik 
der USA und deren Pläne zur nuklearen Aufrüs-
tung. In der Jugendherberge Cochem versam-
melten sich dann über 70 Menschen um mit dem 
Bundestagsabgeordneten Alexander Ulrich (DIE 
LINKE) und dem Wahlkreiskandidaten der SPD 
Benjamin Zilles zu diskutieren. 

In ihrem Impulsreferat „B 61-12 kein Vitamin 
sondern eine Massenvernichtungswaffe“ erläu-
terte Regina Hagen, dass mit der neuen Bombe 
die Hemmschwelle zum Einsatz sinken würde, da 
ihre Sprengkraft einstellbar und ihre Zielgenau-
igkeit erhöht werden soll. Mit Blick auf die am 
Montag in New York beginnenden Verhandlungen 
über ein Atomwaffenverbot, kritisierte sie, dass die 
deutsche Bundesregierung nicht daran teilnimmt.  

Sie stelle die Frage, ob Deutschland mit seiner 
Weigerung nicht gegen den Atomwaffensperr-
vertrag verstößt. Denn dessen Artikel VI verlange 
von allen Vertragsstaaten, dass sie mit redlicher 
Absicht, Verhandlungen zur vollständigen Abrüs-
tung der Atomwaffen führen.

Alexander Ulrich aus Kaiserlautern bezeich-
nete es als „Skandal“, dass Deutschland in New 
York nicht am Verhandlungstisch sitzt. Etwas 

vorsichtiger äußerte sich Benjamin Zilles: „Unser 
Ziel muss sein, dass es keine Atomwaffen mehr 
geben darf“. Am Nachmittag zog die Gruppe dann 
vor das Haupttor des Fliegerhorstes in Büchel. 
Dort sprachen die Bürgermeister für den Frieden.  
� weiter auf S.10 ➝

20 Bomben – 20 Wochen:  
Die Aktionspräsenz hat begonnen
mit Mahnwachen und direkten Aktionen gegen die Atombomben in der Eifel

Ortsschilder demonstrieren die Herkunftsorte der Beteiligten� Foto: Herbert Sauerwein

In diesem Heft

Für eine Welt ohne Atom- und Uranwaffen
Für die friedliche Nutzung des Weltraums 
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Beim Thema Atomwaffen geht es 
rund. Im Nordkorea-Konflikt wird 
mit dem Einsatz von Atomwaffen 
gedroht. 

Bei der UNO wird über ein Ver-
bot von Atomwaffen verhandelt 
Seiten 3 und 4 sowie Im Blick Sei-
ten 5 bis 8

Bundesweit wird die Teilnahme der 
Bundesregierung an den Verhand-
lungen gefordert� Seiten 2 und 4

In Büchel wird der Atomwaffen-
standort blockiert� Seite 10

Die Forderung nach deutschen 
Atomwaffen wird aus der Motten-
kiste geholt� Seite 11

Das Podium der Abrüstungspolitischen Matinee:  
Regina Hagen, Benjamin Zilles, Alexander Ulrich,  
Wolfgang Schlupp-Hauck (v.l.n.r.) Foto: Herbert Sauerwein
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Editorial
Liebe Friedensfreundinnen 
und -freunde, 
in den USA regiert ein narzisstisch 
gestörter Präsident. In Syrien tobt 
weiter der Krieg. Die Spannungen 
in Korea steigen. Für Frieden und 
Abrüstung wahrlich keine guten 
Zeiten. In Büchel lagern immer 
noch Atomwaffen. Die Vorberei-
tungen für die Aufrüstung dieser 
Atombombe werden in den USA 
immer weiter vorangetrieben. 
Ein Lichtblick ist bei der UNO zu 
erkennen. Die Verhandlungen für 
das Verbot der Atomwaffen haben 
begonnen. Doch Deutschland ist 
nicht dabei. Es gibt viel zu tun für 
die Friedensbewegung.
Wir von der Pressehütte haben in 
Büchel den Auftakt der zwanzig 
wöchigen Aktionspräsenz gestaltet 
und organisiert. Wir bereiten mit 
dem Versöhnungsbund ein inter-
nationales Workcamp vor. Wir wer-
den im Mai bei der UNO in Wien mit 
einer kleinen Delegation vertreten 
sein, wenn dort die Vorbereitungs-
kommission zur Überprüfung des 
Atomwaffensperrvertrages tagt. 
Wir planen für den Herbst Veran-
staltungen zum INF-Vertrag durch 
den Mutlangen atomwaf fenfrei 
wurde und der heute in Gefahr ist,
Dies alles ist nur durch Eure finan-
zielle Unterstützung möglich. Wir 
danken daher für jede kleine und 
große Spende.
Im Frühjahr überwindet die Natur 
die Winterstarre. Das Grün treibt 
aus den Zweigen und die Blüten-
pracht erfreut unsere Augen, das 
Singen der Vögel unsere Ohren. 
Ostern ist ein Symbol des Triumphs 
des Leben über den Tod.  Dass die 
Kräfte der Gewalt und des Todes in 
der Politik überwunden werden, da-
für benötigt es unser Engagement 
in gewaltfreier Konfliktarbeit.
Wir hof fen, w ir sehen uns bei 
der Ak t ionspräsenz in Büchel. 
Wir hoffen wir hören von vielen 
dezentralen, lokalen Akt ionen 
gegen die atomaren Gefahren und 
für Abrüstung. Wir wünschen Euch 
Ideen, Kraft und Erfolg für Euer  
Friedensengagement.

Konrad Moll in der Mitte einer Besprechung am Rande  
einer Blockade� Foto: Erika Sulzer-Kleinemeier

Wolfgang Schlupp-Hauck [wsh]

den Friedensgebet. „Kampf und Kontemplation“ 
hießen in Taizé die zwei Seiten einer Medaille. 
Für Konrad war die ökumenische Kommunität in 
Burgund eine Quelle der Inspiration und Kraft. 

Lokales Engagement verband er mit der Sorge 
um den weltweiten Frieden. Es ist unmöglich, an 
alles zu erinnern: an die Kirchentage, seinen Ein-
satz für die Pilgerwege während des Konziliaren 
Prozesses, sein leidenschaftliches Arbeiten für 
eine andere Politik, aber auch seine Sehnsucht 
nach einer anderen Kirche von der er träumte. 

Ein Lied, das er uns handschriftlich von Taizé 
mitgebracht hatte, haben wir oft mit ihm gesun-
gen: „Man muss sich nicht fürchten. Schlaft nicht, 
denn es gibt keinen Frieden auf der Erde. Wagen 
wir das Leben!" Nein, er hat nicht geschlafen. 
Jetzt darf er sich ausruhen. Wir haben noch  
zu tun.� Margit Sandig am 16.1.2017

Zum Abschied  
von Konrad Moll
Am 6. Januar ist unser langjähriges Vorstands-
mitglied der Friedens-und Begegnungsstätte 
Mutlangen im Alter von 85 Jahren verstorben. 
Wir erinnern an ihn und sein Friedenswirken 
mit einem Text von Margit Sandig.
„So viele Jahre war er einer von uns in der ökume-
nischen Friedensgruppe  – Konrad Moll -, damals 
Studentenpfarrer in Esslingen. Er reihte sich in 
unsere Gruppe ein, war aber oft auch Triebfeder, 
Impulsgeber und Vordenker.

Er ging uns voran an Orte, an die wir uns viel-
leicht sonst nicht getraut hätten. 1983 nach Mut-
langen, wo wir am Zaun, hinter dem die Atomra-
keten lagerten, mit ihm Gottesdienste hielten. 
Nicht alle von uns waren so mutig wie er und 
machten bei den Sitzblockaden mit, aber als er 
sich vor dem Amtsgericht in Schwäbisch Gmünd 
für seine Aktion verteidigen musste, waren wir 
dabei, um ihm den Rücken zu stärken.

1984 lud er am Bußtag in den Prediger in 
Schwäbisch Gmünd ein, zu einer Art politischer 
Weiterbildung und Ergänzung zu den Aktionen 
vor dem Zaun. Selbstbewusst nannte er dies den 
1. Mutlanger Bußtag. Er zählte von Anfang an, 
wohl vorausschauend, dass es deren noch meh-
rere geben würde. Sieben waren es insgesamt bis 
zum Abzug der Atomraketen 1990.

Seit 1982 standen wir mit Konrad jeden Freitag 
zum Schweigen für den Frieden vor der Nikolaus-
kapelle und ergänzten es mit einem anschließen-

Dem Auf takt des Aktionspräsenz in Büchel 
schloss sich eine bundesweite Aktionswoche an. 
Wir wurden von Landrat Pavel und Mutlangens 
Altbürgermeister Seyfried zu einem Fototermin 
vor der Kreistagssitzung des Ostalbkreises einge-
laden.  Kreistagsmitglieder und Mayors for Peace 
versammelten sich vor dem Landratsamt, auch 
der Landtagsabgeordnete Scheffold stellte sich 

hinter die Forderung „Atomwaffenverbot“. Die 
Mahnwache Ellwangen übergab die Unterschrif-
tenliste der Kampagne, der Landrat sagte zu, dass 
sie im Kreistag und im Landratsamt in den Umlauf 
gehe.  Mit den Aktionen vor Ort und der Aktions-
präsenz am Atomwaffenstandort Büchel soll der 
Druck auf die Bundesregierung erhöht werden, 
dass sie in der nächsten Verhandlungsrunde zum 
Atomwaffenverbot teilnimmt.

Büchel ist überall

Am 23. September 2017 laden Ohne Rüstung 
Leben und die Pressehütte  Mutlangen alle ein, 
einen Weg mit verschiedenen Stationen zum 
Thema Frieden zu gehen. Zeitzeugen erin-
nern an den Protest und Widerstand gegen die 
Stationierung der Pershing 2-Raketen, aber 
auch die aktuelle Entwicklung und unsere  

Verantwortung werden Thema sein. Wie kann 
man politisch aktiv bleiben für eine atom-
waffenfreie Welt? Was können wir aus der Ver-
gangenheit lernen und für unser Engagement 
mitnehmen? Beginn: 11 Uhr am Ev. Gemeinde-
zentrum Mutlangen, der Friedensweg endet 
mit einem Fest um 15 Uhr an der Pressehütte.

Ein Friedensweg in Mutlangen anlässlich von 40 Jahre Ohne Rüstung Leben 

Erinnern – Bewusst werden – Mut machen

Versammlung vor dem Landratsamt Aalen 
Foto: LRA Ostalbkreis

Pressehütte
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In Büchel lagern immer noch Atombomben� Foto: Platzhalter

Verbotsverhandlungen

Katz und Maus im Bundestag
Im März brachten die beiden Op-
positionsparteien Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke gemeinsam 
einen Antrag in den Bundestag 
ein, dass die Bundesregierung die 
Verhandlungen über einen Ver-
botsvertrag von Atomwaffen?aktiv 
unterstützen soll. Die Bundesre-
gierung wurde zur Teilnahme auf-
gefordert. Außerdem wurde darin 
der Abzug der Atomwaf fen aus 
Büchel gefordert und jegliche Auf-
rüstungspläne sowie Überlegungen 
zur Schaffung eigener oder europä-
ischer Atomwaffenkapazitäten klar 
abzulehnen. Inge Höger (Die Linke) 
begründete den Antrag. Katja Lei-
kert (CDU/CSU) sprach gegen den 
Antrag. Ihr Hauptargument, war, 
dass die Atomwaffenstaaten die 
Verhandlung boykottieren: „Das ist 
ein bisschen so, als wenn sich die 
Mäuse eines Viertels verabreden, 
etwas gegen die Katze zu tun“. 
Alexander Neu (Die Linke) verwies 
auf den Bundestagsbeschluss von 
2010. Agniezka Brugger (Bündnis 
90/Die Grünen) griff das Bild von 
Katz und Maus auf. Sie entgegnete 
der Unionsabgeordneten: „Der 
Mensch erfand die Atombombe, 
doch keine Maus auf der Welt wür-
de eine Mausefalle konstruieren.“ 
Ute Finckh-Krämer (SPD) musste 
gegen ihre eigene Überzeugung 
die Haltung der Bundesregierung 
rechtfertigen. Sie tat dies, indem 
sie auf die diplomatischen Be-
mühungen der Bundesregierung 
hinwies. Sie lobte das Engagement 
der Nichtregierungsorganisati-
onen. Sie musste aber einräumen, 
dass die SPD derzeit den Antrag 
ablehnen würde. Sie gab  dennoch 
ihrer persönlichen Hoffnung Aus-
druck: „dass nach der ersten Ver-
handlungswoche vielleicht einige 
Ängste, die die Kollegin Leikert 
geschildert hat, nicht mehr ganz 
so groß sind und dass die Frage, wie 
man mit der zweiten und dritten 
Verhandlungsrunde umgeht, hier 
neu diskutiert wird.“ Der Antrag 
wurde an die Bundestagsausschüs-
se zur Beratung überwiesen.

Die Mäuse können aktiv werden
Für engagierte Abgeordnete be-
steht noch die Möglichkeit Farbe 
zu bekennen, durch Beteiligung an 
der Aktionspräsenz in Büchel oder 
den dezentralen Aktionen der Kam-
pagne. Für uns von der Friedensbe-
wegung besteht also weiterhin die 
Möglichkeit, auf unsere Abgeord-
neten einzuwirken, dass sich die 
Bundesregierung bewegt und sich 
in den kommenden Verhandlungs-
runden aktiv beteiligt. Gemeinsam 
schaffen wir das!

Die USA und die anderen Atomwaffenstaaten betraten den Sitzungssaal nicht. Die USA hatten alle NATO-Mitglieder  
schriftlich aufgefordert, sich nicht an den Verhandlungen zu beteiligen. Auch Deutschlands Platz blieb leer� Foto: ICAN

Vom 27. bis 31. März verhandelten bei der 
UNO in New York Diplomaten aus über einhun-
dert Staaten über ein Atomwaffenverbot. Vor 
dem Sitzungssaal gab es eine ungewöhnliche  
Demonstration.

Usa-Botschafterin protestiert
Mit der US-Botschafterin Nikki Haley 
versammelten sich Vertreter von 21 
Staaten vor der Tür, um gegen den 
Verhandlungsbeginn zu protestie-
ren. Darunter waren Großbritanni-
en und Frankreich, sowie eine Reihe 
osteuropäischer Länder, Südkorea und 
die Türkei. Die Botschafterin erklärte, „Ich 
bin eine Mutter, ich bin eine Ehefrau und Tochter. 
Ich denke immer zuerst an meine Familie. Unse-
re Aufgabe ist es, unser Volk und unser Land zu 
beschützen, ihre Sicherheit zu garantieren und 
den Frieden zu bewahren“. Jetzt sei der falsche 
Zeitpunkt. Frankreich und Großbritannien, die 
die Verhandlungen ebenfalls boykottieren, ga-
ben ebenfalls Erklärungen ab. Dies ginge nur mit 
Atomwaffen. Sie behauptete, dass Nord-Korea 
seine Atomwaffen nicht aufgeben würde, wenn 
die USA einem Verbotsvertrag beitrete und das 
sei eine Gefahr, die man nicht eingehen könne.

Deutschland beteiligte sich nicht an der Dip-
lomatendemonstration. Aber auch Deutschlands 
Sitz blieb leer.

Der Verbotsvertrag und die NATO
Die Niederlande – der einzige an den Verhand-
lungen teilnehmende NATO-Staat, argumentierte 
in der Konferenz, der Verbotsvertrag müsse mit 
den Verpflichtungen der NATO Nuklearallianz 
kompatibel sein. Ihm wurde entgegnet, dass dies 
eindeutig inakzeptabel für einen Atomwaffenver-
botsvertrag sei. 

UNO, Vatikan, Rotes Kreuz  
und Nichtregierungsorganisationen
In der Konferenz sprach der UN High Repre-
sentative für Abrüstungsfragen Kim Won-soo. 
Er erinnerte, dass eine Welt ohne Atomwaffen 

eine Verpflichtung aller Staaten sei. Er rief dazu 
auf, sich gemeinsam zu engagieren. Von Papst 
Franziskus wurde eine Botschaft verlesen. Peter 
Maurer, Präsident des Internationalen Komitees 

des Roten Kreuzes, sagte, wie bei den ande-
ren Massenvernichtungswaffen würde 

„eine klare und eindeutige Ächtung 
der Grundstein zur Eliminierung 
bilden“. Statements von ICAN und 
anderen Nichtregierungsorganisa-
tionen wurden in die Beratungen 
einbezogen.

Zum Ende der ersten Verhandlungs-
runde wurden institutionelle Fragen 

eines Verbotsvertrags diskutiert und das 
Programm für die zweite Verhandlungsrunde 
besprochen.

Inkrafttreten des Vertrags
Beinahe alle Staaten befürworten den Vorschlag, 
dass der Vertrag nicht erst von bestimmten, 
festgelegten Ländern ratifiziert werden muss, 
bevor er in Kraft tritt und damit auch erst für die 
anderen Länder gilt. Allerdings könnte es eine 
Mindestanzahl an Unterzeichnern geben. 

Vorbehalte und Ausstieg aus dem Vertrag
Viele Länder forderten, dass der Vertrag nicht 
mit Vorbehalten unterschrieben werden kann. 
Gleichzeitig solle es aber möglich sein, unter be-
stimmten Modalitäten den Vertrag aufzukündi-
gen. Mexiko schlug dafür zwei Bedingungen vor: 
Dies solle frühestens 15 Jahre nach Inkrafttreten 
des Vertrags möglich sein und zudem nicht wäh-
rend eines bewaffneten Konflikts.

Aufnahme weiterer Staaten
Einige Staaten, darunter Österreich, sprachen 
sich dafür aus, dass Atomwaffenstaaten dem Ab-
kommen nicht beitreten dürfen, wenn sie nicht 
zuvor ihre Nuklearwaffen vernichtet haben. Vie-
le andere Staaten forderten hingegen, dass dies 
möglich seien soll, sofern sie mit ihrer Unter-
schrift einen Plan zur Abrüstung vorlegen. ➝

Erste Verhandlungsrunde  
zu Atomwaffenverbot beendet
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Zwischenruf
Die Bundesregierung sollte sich 
an den Verhandlungen zum Verbot 
von Atomwaffen beteiligen – „Auf 
ein Desaster warten, ist keine 
Strategie“ � von Xanthe Hall

Deutschland boykottierte die Konfe-
renz. (…) Das Argument der Bundes-
regierung, Abrüstung könne nicht 
gegen den Willen der Atomwaffen-
staaten durchgesetzt werden und sei 
daher sinnlos, verfehlt die eigent-
liche Intention eines Verbotsver-
trages. Ein Atomwaffenverbot wirkt 
auch, wenn Atomwaffenstaaten sich 
nicht beteiligen. Endlich wären alle 
Waffen verboten, die unterschieds-
los Menschen töten und darauf 
abzielen, katastrophalen Schaden 
anzurichten. Atomwaffen würde 
die Legitimität abgesprochen. Sie 
ständen auf der gleichen rechtlichen 
Stufe wie Bio- und Chemiewaffen, 
die bereits verboten sind. (…)
Die Bundesregierung äußert zudem 
die Sorge, dass ein Atomwaffenver-
bot den Atomwaffensperrvertrag 
schwächen könne. Doch seit der 
unbefristeten Verlängerung dieses 
Vertrags 1995 stehen die multila-
teralen Verhandlungen über eine 
nukleare Abrüstung still. In letzter 
Zeit haben die Präsidenten der USA 
und Russland sogar erklärt, dass 
sie ihre ohnehin übergroßen Nukle-
arwaffenarsenale noch vergrößern 
und verstärken wollen. Ein Atom-
waffenverbot würde den Vertrag 
also eher retten als schwächen. (…)
Die Bundesregierung behauptet, 
dass die Zeit für ein Atomwaffenver-
bot nicht reif sei. Der österreichische 
Delegierte Alexander Marschik hat 
bei der Konferenzeröffnung gesagt, 
es gebe keine „falsche“ Zeit, um 
Atomwaffen zu verbieten. „Und 
ehrlich: Wenn man die Gefahren an-
schaut – was ist die Alternative? Ist 
Nichtstun eine bessere Strategie? 
Auf ein Desaster warten ist keine 
Strategie.“ 
Vom 15. Juni bis 7. Juli 2017 wird 
weiter über ein Atomwaffenverbot 
verhandelt. Die Bundesregierung 
hat dann erneut die Chance die Ver-
handlungen zu beeinflussen, indem 
sie sich an der Konferenz beteiligt.
Xanthe Hall ist Abrüstungsexpertin 
der Internationalen Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges (IPPNW). 

Gekürzt aus Frankfurter 
Rundschau

Oben: Der Konferenzraum bei der UNO in New York (Foto: ICAN). Unten: In der dezentralen Aktionswoche forderten Bürger
meister und Friedensaktive in ganz Deutschland das die deutsche Regierung Vertreter in den Verhandlungssaal entsendet,  
wie hier der Frankfurter OB Peter Feldmann und Bürgermeister Wölfle in Stuttgart. Fotos: Salome Rössler und Stadt Stuttgart, 
Stadt Frankfurt a. M.

Die IPPNW übergab dem Auswärtigen 
Amt einen Appell � Foto: IPPNW

➝ Als die Delegierten den Konferenzsaal ver-
ließen, übergaben Friedensaktivisten ihnen 
Papierkraniche und bedankten sich für die Be-
teiligung an den Verhandlungen. Zum Ende der 
ersten Verhandlungsrunde über ein internati-
onales Atomwaffenverbot ziehen Friedensak-
tivisten eine positive Bilanz. Eine Woche lang 
haben sich 132 Staaten bei den Vereinten Na-
tionen in New York getroffen, um über einen 
Verbotsvertrag zu beraten. Die Internationale 
Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen 
(ICAN) sieht darin einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg zu einer friedlichen Welt. „Seit Jahren 
blockieren die Atommächte eine Abrüstung ihrer 
Nuklearwaffenarsenale. Erstmals nehmen das 
die atomwaffenfreien Staaten nicht mehr hin 
und arbeiten an einem völkerrechtlichen Ver-
bot. Das wird diese Massenvernichtungswaffen 

ächten und setzt die Atommächte unter Druck“, 
sagt Sascha Hach von ICAN Deutschland. Leider 
haben alle Atomwaffenstaaten sowie die meis-
ten NATO-Länder, darunter auch Deutschland, 
die Verhandlungen bislang boykottiert. „Zum 
Glück können die Blockierer den Prozess nicht 
aufhalten“, sagt Hach. „Ein Atomwaffenverbot 
wird kommen. Mitte Juni beginnt die nächste 
Verhandlungsrunde, vielleicht wird noch in die-
sem Jahr das Abkommen beschlossen.“ 

Die zweite Verhandlungsrunde wird vom  
15. Juni bis zum 7. Juli in New York stattfinden.

Zusammengestellt aus Texten  
von der ICAN-Homepage: 
www.icanw.de/grunde-fur-ein-verbot/
news-aus-new-york/

Vertreter der Nichtregierungsorgansiation ICAN demons-
trieren vor der UNO. � Foto: ICANVerbotsverhandlungen
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Verbotsbemühungen 
ohne die BundesrePubliK
Die deutsche Bundesregierung kümmert das 
nicht. Wie fast alle NATO-Staaten stimmte 
sie mit »Nein«, obgleich sie nach eigener 
Aussage »Fortschritte bei der nuklearen 
Abrüstung für dringend erforderlich« hält. 
Allerdings sei ein »Vertrag mit dem Ziel ei-
nes sofortigen Verbotes von Nuklearwaffen 
[…] nicht geeignet, um das Ziel einer nuk-
learwaffenfreien Welt zu erreichen«, denn 
es werde »wirkungslos« bleiben. »Wirkliche 
Fortschritte« ließen sich vielmehr »über ei-
nen schrittweisen Ansatz« erzielen – über 
den Ansatz also, als dessen Ergebnis die 
Atomwaffenstaaten im Februar 2017 immer 
noch über 14.900 Atomwaffen verfügen.

20 Atomwaffen lagern bis heute mitten in 
Deutschland, in Büchel oberhalb der Mo-
sel. Für ihren Einsatz wird am Fliegerhorst 
Büchel eine umfangreiche Infrastruktur 
vorgehalten. Trägersysteme für die Atom-
waffen sind Mehrzweckkampfl ugzeuge des 
Typs Tornado, die laufend erneuert  werden, 
damit sie weiterhin fl iegen können. 

Atombomben und die Bundeswehr
Die in Büchel vorgehaltenen Bomben des 
Typs B61 gehören den USA, einen Einsatz 
müsste der US-Präsident befehlen; Ange-
hörige des US-Militärs müssten sie für den 
Einsatz freischalten. Gelagert sind sie in 
sogenannten Grüften, die sich direkt unter 
den Flugzeughangars befi nden. Im Ernstfall 
würden sie aus den Grüften geholt und an 
speziellen Vorrichtungen unter die Flügel 
der Tornados gehängt. Deutsche Piloten 
würden sie über dem Zielgebiet abwerfen. 
Der Abwurf wird regelmäßig mit Attrappen 
geübt.

Die Stationierung der B61 in Büchel erfolgt 
im Rahmen der so genannten nuklearen 
Teilhabe der NATO. Das transatlantische 
Bündnis bekannte sich beim Gipfeltreffen 
in Warschau im Juli 2016 erneut dazu, dass 
»Abschreckung und Verteidigung auf der 
Grundlage einer geeigneten Mischung aus 
nuklearen, konventionellen und Raketenab-
wehrfähigkeiten ein Kernelement unserer 
Gesamtstrategie« sei. 

Die Staats- und Regierungschefs der NATO 
stellten fest: »Das nukleare Abschreckungs-
dispositiv der NATO beruht zum Teil auch 
auf vorwärtsdislozierten Kernwaffen der 
USA in Europa und auf Fähigkeiten und 
Infrastruktur, die von den betreffenden 
Bündnispartnern bereitgestellt werden.« 
In diesem Kontext ist die Stationierung von 
B61-Bomben in Büchel zu sehen, ebenso wie 
die in Belgien (Kleine Brogel), Niederlande 
(Volkel), Italien (Aviano, Ghedi Torre) und 
der Türkei (Incirlik).

Informiert bleiben
Lese den FreiRaum und Im Blick, be-
stelle den elektronischen Newsletter 
redaktion@pressehuette.de
Telefon:  07171.75661

A wie Atomwaffen und B wie Büchel
In New York � nden im März und im Juni/Juli 2017 Verhandlungen für ein Verbot von Atomwaffen statt – beschlossen wurde dies am 
23. 12. 2016 von der UN-Generalversammlung mit einer klaren Mehrheit durch 113 Staaten.

www.pressehuette.de

In Büchel lagern noch immer Atomwaffen Foto: Pressehütte



Vom US-amerikanische Atombombentyp 
B61 wurden seit den 1960er Jahren etwa 
zehn verschiedene Varianten gebaut, die 
heutigen US-Arsenale enthalten davon 
noch fünf: die B61-3, -4 und -7 für takti-
sche Einsätze, die B61-7 für strategische 
Zwecke und die erddurchdringende B61-10, 
ebenfalls für strategische Ziele. Zwei dieser 
Bombentypen, die B61-3 und -4, sind als 
einzige weltweit im Rahmen der nuklearen 
Teilhabe immer noch im Ausland statio-
niert, nämlich in den fünf NATO-Ländern 
Belgien, Deutschland, Italien, Niederlande 

und Türkei. Seit knapp zehn Jahren wird die 
Aufrüstung der B61-Bombe betrieben, in 
deren Verlauf die Bombe mit neuer Technik 
und neuen Einsatzfähigkeiten versehen und 
zugleich auf einen einzigen Typ reduziert 
wird: die B61-12. 
Den Startschuss dafür gab 2008 der Nuclear 
Weapons Council der USA. Diesem Rat gehö-
ren die verantwortlichen Staatssekretäre 
des Verteidigungs- und des Energieminis-
teriums sowie Vertreter des Militärs an, er 
bringt also die Zuständigen für die nukle-
aren Materialen (Energieministerium) und 
die nukleare Waffentechnik (Verteidigungs-
ministerium) mit den späteren Nutzern der 
Waffe (US-Militär) zusammen. Diese be-
schlossen damals eine Machbarkeitsstudie 
in Auftrag zu geben, um herauszufinden, 
ob und zu welchen Kosten die unterschied-
lichen Varianten der B61-Bombe zu einer 
Version zusammengeführt und aufgerüstet 
werden könnten. Unter US-Präsident Obama 
wurde für das Projekt mit der Begründung 
»lifetime extension program« (Programm 
zur Lebensdauerverlängerung) und unter 
Hinweis auf die Verpflichtungen gegenüber 
den NATO-Bündispartnern grünes Licht ge-
geben – daher die häufig verwendete Cha-
rakterisierung des Aufrüstungsprogramms 
als »Modernisierung«. Seit 2013 wird an der 
technischen Aufrüstung der B61-12 gear-
beitet, in die Arsenale eingeführt werden 
soll sie 2020. Insgesamt ist die Fertigung 
von etwa 480 dieser Atombomben vorge-
sehen. 

Die bisherige B61 wie sie heute  
in Büchel lagert
Eine B61-Bombe ist 3,60 m lang, ist mit ei-
nem Durchmesser von 33 cm recht schlank 
und wiegt rund 320 kg bzw. 540 kg (B61-
11). Es handelt sich um eine freifallende 
Bombe, das bedeutet, dass sie nach dem 
Ausklinken über dem Zielgebiet einfach 
nach unten fällt und dabei mit einem Fall-
schirm abgebremst wird. Da sie per Flug-
zeug zum Zielort gebracht wird, kann der 
Einsatzbefehl unterwegs bis zum Ausklin-
ken jederzeit wieder zurückgenommen 
werden. 
Die Sprengkraft der bisherigen B61 ist je 
nach Einsatzzweck und –ort wählbar und 
beträgt bis zu 170 (B61-3 und -4) bzw. 360 

Kilotonnen. Zum Vergleich: Die Spreng-
kraft der Hiroshima-Bombe entsprach der 
von 13.4 Kilotonnen (= 13.400 Tonnen) des 
herkömmlichen Sprengstoffs TNT. Mit der 
Zusammenführung der B61-Versionen zur 
B61-12 wird die dicht über dem Boden oder 
höher in der Luft auslösbare Sprengwir-
kung auf maximal 50 Kilotonnen reduziert. 
Außerdem erhält die Bombe anstelle des 
Bremsfallschirms ein Heckleitwerk. Damit 
wird die mittlere Zielgenauigkeit der bis-
lang ja nicht steuerbaren Bombe von 130-
180  m voraussichtlich auf 30  m verbes-
sert, d.h. die Bombe explodiert im Mittel 
mit maximal 30 m Abweichung über dem 
vorgesehenen Ziel. 
Weitere Modifikationen der B61-12 sind u.a. 
eine bessere Härtung gegen die Wirkung ei-
nes elektromagnetischen Pulses/EMP (z. B. 
durch Explosion einer anderen Atomwaffe), 
der Einbau einer digitalen Schnittstelle 
zu digitalisierten Trägerflugzeugen sowie 
zum Heckleitwerk und ein moderneres Ra-
darsystem in der Bombenspitze. Da die B61 
bereits recht gut gegen einen unautorisier-
ten Einsatz und gegen Freisetzung radio-
aktiven Materials bzw. radioaktiver Strah-
lung bei einem Unfall geschützt sind, sind  

Fünf Wochen nach seinem Amtantritt 
erklärte erklärte US-Präsident Donald 
Trump am 23. Februar 2017 in einem 
Reuters-Interview: Es wäre wunderbar, 
ein Traum wäre es, dass kein anderes 
Land Atomwaffen hätte, aber wenn Län-
der Atomwaffen haben, dann werden 
wir an der Spitze des Rudels stehen.« 
Damit bestätigt Donald Trump in seiner 
charakteristischen Diktion die Kernaus-
sagen seines Amtsvorgängers, Barack 
Obama, in dessen damals vielfach fehl-
interpretierten Prager Rede vom 5. April 
2009: »[…] dass die Vereinigten Staaten 
entschlossen sind, sich für den Frieden 
und die Sicherheit einer Welt ohne Atom-
waffen einzusetzen. […] Täuschen Sie 
sich nicht: Solange es diese Waffen gibt, 
werden wir ein sicheres und wirksames 
Arsenal zur Abschreckung potenzieller 
Feinde aufrechterhalten.« 

Donald Trumps Wahrnehmung, die USA sei-
en »bei der Atomwaffenkapazität zurück-
gefallen«, trügt. Eine Billion, also 1.000 
Milliarden US-Dollar, plante schon die Re-
gierung Obama für die nächsten 30 Jahre 
ein, um das Atomwaffenarsenal der USA 
technisch up-to-date und einsatzbereit zu 
halten. Auf die Zahl der Sprengköpfe und 
Trägersysteme kommt es hierbei weniger 
an, als auf die Qualität und Einsetzbarkeit. 
Die Weichen wurden bereits dafür gestellt, 
Atomkrieg führbar(er) und damit wieder 
denkbar zu machen. Das Expertengremium 
der »Doomsday Clock« stellte Ende Januar 
2017 den Zeiger der Weltuntergangsuhr auf 

FreiRaum 6 | Im Blick 2

B61-12 – kein Vitamin,  
sondern Massenvernichtung

Atomkrieg führbar und denkbar machen?



diesbezüglich keine Änderungen geplant. 
Eine Schwachstelle der B61 ist bislang die 
fehlende Feuerresistenz des »Pit«-Materi-
als, also des Plutoniumkerns der Bombe. 
Bei einem Unfall mit Treibstoffbrand, z.B. 
bei einem Übungsflug, könnte radioaktives 
Material durch Aerosole in der Umgebung 
verteilt werden.

B61-12 – die neue Bombe für ver-
schiedene Trägersysteme
Trägersysteme für die B61-12 sollen ganz 
unterschiedliche Flugzeugtypen sein: die 
taktischen Jagdbomber F15E, F-16 und 
Tornado, der Langstreckenbomber B-2, der 
»Joint Strike Fighter« F-35 mit Stealth-
Technologie und ab Mitte der 2020er Jahre 
der neue strategische Langstreckenbom-
ber B-21. 

Die wesentlichen Neuerungen der B61-12 
haben mehrere Konsequenzen:
➜ Eine geringere Sprengkraft geht mit 
einer geringeren radioaktiven Verseu-
chung der Umgebung, mit weniger »Kol-
lateralschäden« und beim Einsatz einer 
nennenswerten Anzahl Bomben mit gerin-
geren Folgen für das (globale) Klima und  

Wettergeschehen einher. In der Logik der 
Planer gewinnt die B61-12 also an militäri-
schem Wert, wird nutzbarer, da sie bei bes-
serer Zerstörungswirkung weniger Neben-
folgen erhoffen lässt. Dadurch könnte die 
Hemmschwelle eines Einsatzes erheblich 
sinken, die Gefahr eines nuklearen Schlag-
abtausches folglich steigen. 
➜ Trif f t eine Bombe genauer ins Ziel, 
so kann dieses auch mit einer kleineren 
Sprengkraft – bei der B61-12 maximal 50 
Kilotonnen  zerstört werden. Damit und mit 
der größeren Auswahl an Trägersystemen 
verschwimmt der Unterschied zwischen tak-
tischen und strategischen Einsatzoptionen. 
(Vereinfacht gesagt haben taktische Atom-
waffen eine kürzere Reichweite und sind 
eher für die regionale Kriegsführung aus-
gelegt; strategischen Waffen kommt in der 
Einsatzplanung vor allem eine Rolle für die 
Zerstörung weiter entfernter strategischer 
Ziele zu, darunter Raketensilos oder ver-
bunkerte Kommandozentralen.) Das ist ein 
Problem für die Rüstungskontrolle. Verträ-
ge zur nuklearen Abrüstung wurden bislang 
ausschließlich zwischen den USA und der 
Sowjetunion bzw. Russland geschlossen, 
und nur für strategische Waffensysteme 

(landgestützte Langstreckenraketen, auf 
U-Booten stationierte Raketen oder Bom-
berflugzeuge). Für taktische Atomwaffen 
gibt es keinerlei Vereinbarungen, die B61-
12 würde aber in beide Kategorien fallen.

Die Aufrüstung der B61 kommt in diesem 
Sinne teuer zu stehen. Das gilt auch für 
die Finanzen. Das Preisschild für das Auf-
rüstungsprogramm hat sich von vier Mrd. 
US$ im Jahr 2010 auf inzwischen über zehn 
Mrd. US$ vergrößert. Das entspricht ca. 25 
Millionen für jede einzelne Bombe – US-
Kollege Hans Kristensen hat ausgerechnet, 
dass jede Bombe damit buchstäblich in Gold 
aufgewogen werden könnte. Damit sind 
allerdings erst die Kosten für die Bombe 
selbst abgedeckt, solche für die Stationie-
rung der B61-12, z.B. für den Fliegerhorst 
Büchel oder für die ständig ausgedehnte 
Lebenszeit der deutschen Tornados, sind in 
dieser Kalkulation noch gar nicht enthalten.

2½ Minuten vor 12 – so nahe, wie seit 64 
Jahren nicht mehr.
Atomare Aufrüstung nicht nur in den USA
Die USA stehen mit ihren nuklearen Auf-
rüstungsplänen keineswegs allein, sämtli-
che Atomwaffenstaaten haben Programme 
am Laufen, um ihre Atomwaffenarsenale 
auszubauen oder zu optimieren. Den neu-
esten Zahlen zufolge verfügen die neun 
Atomwaffenstaaten momentan über rund 
14.900 Atomsprengköpfe, davon sind 3.900 
stationiert, fast 1.800 werden in ständiger 
Einsatzbereitschaft gehalten, können bin-
nen Minuten gestartet werden. Und wie zu 
Zeiten des Kalten Kriegs, als die Arsenale 
mit 70.000 Sprengköpfen gefüllt waren, 
kann kein Zweifel bestehen, wer auch heute 
das Wettrüsten treibt: 93% aller Atomwaf-
fen gehören den USA und Russland (was die 
Programme der anderen Atomwaffenstaa-
ten nicht besser macht). Die Aufrüstungs-
programme beider Länder schaukeln sich 
hoch, wirken extrem destabilisierend und 
erhöhen deutlich die Gefahr eines Atomwaf-
feneinsatzes, und sei es nur aufgrund einer 
Fehlinterpretation der realen Situation.
Die USA setzen nicht nur bei der Bombe 
des Typs B61-12 auf eine deutlich erhöhte 
Treffgenauigkeit ihrer Atomwaffen (siehe 
vorige Seite). Anfang März veröffentlichten 
drei Fachleute die Ergebnisse ihrer Recher-
chen zu einem neuen Zündertyp (super-
fuze), der seit 2009 in die Sprengköpfe 
der U-Boot-gestützten Raketen eingebaut 
wird. Diese 100-Kilotonnen-Sprengköpfe  
haben eine mittlere Zielgenauigkeit von ca. 
100 Metern. Ebenfalls mindestens 100 m  

Zielgenauigkeit sind vonnöten, um mit 
diesem Sprengkopf ein gehärtetes Ziel, 
beispielsweise das Silo einer russischen 
SS-18-Langstreckenrakete, zu zerstören. 
Das bedeutet, die USA müssten auf jedes 
Raketensilo zwei dieser Sprengköpfe ab-
schießen, wenn sie einen Erstangriff star-
ten wollten, der das Atomarsenal auf russi-
schem Territorium weitgehend ausschaltet. 
Der neue Zünder ist »intelligenter« und be-
stimmt den Zündzeitpunkt selbst, d.h. er 
zündet etwas früher als einprogrammiert, 
falls er über das anvisierte Ziel hinaus-
fliegt. Damit erhöhen die USA die »Kill«-
Fähigkeit dieser Sprengköpfe unmittelbar. 
Wie durch die Neuerungen der B61-12 steigt 
somit auch die Wahrscheinlichkeit, dass US-
Kriegsplaner den Einsatz von Atomwaffen in 
ihr Kalkül einbeziehen. 
Dies ist nur ein Beispiel für die qualitative 
Aufrüstung der USA. Im kriegslogischen 
Denken des voraussichtlichen Gegners, also 
Russlands, muss diese Neuerung Unruhe 
auslösen. Die Frühwarneinrichtungen Russ-
lands sind in keinem guten Zustand, ein sa-
tellitengestütztes System zur Entdeckung 
von Raketenstarts fehlt ganz. Moskau hät-
te daher nur etwa 15 Minuten Zeit, im Falle 
einer Computermeldung zu entscheiden, 
ob wirklich ein bedrohlicher Atomangriff 
stattfindet. Die Versuchung, die eigenen 
Raketen zu starten, um ihrer Ausschaltung 
zuvorzukommen, könnte groß sein, zumal 
bei anhaltendem Ausbau US-amerikani-
scher Raketenabwehrsysteme einkalkuliert 
werden muss, dass viele Sprengköpfe ihr Ziel 
gar nicht erreichen.� ➝ 
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AKtiv werden 2017
Aktionspräsenz 20 Wochen 20 Bomben 
vom 26. März bis 9. August: Komm mit Dei-
ner Gruppe, Deinem Freundeskreis, Deiner 
Familie oder allein nach Büchel. Wer sich 
alles schon angekündigt hat, steht im Ak-
tionskalender:
www.buechel-atombombenfrei.jimdo.
com/kalender
Kontakt: mariongaaa@gmx.de

Fastenkampagne: 29. Juli –9. August  2017
Das Fasten dauert jedes Jahr einen Tag län-
ger. Du kannst  die ganze Zeit mitmachen 
oder nur einige Tage, mit anderen oder al-
leine. Der Auftakt ist dieses Jahr in Schwä-
bisch Gmünd. Das Ende wie immer in Büchel.
www.fastenkampagne.global-zero-now.de
Kontakt: mwEngelke@t-online.de

Unterschriftsammlung – Taten, statt lee-
rer Worte: Die Unterschriften werden im 
September an die Verhandlungspartner für 
die neue Regierungskoalition übergeben. 
Unterschreibe und sammle weitere Unter-
zeichner.
www.friedenskooperative.de/aktion/
petition/abzug-statt-aufruestung-der-
atomwaffen

1.  Stopp der nuklearen Aufrüstung in 
Deutschland: Der Bundestag kann beschlie-
ßen, dass die Modernisierungsmaßnahmen 
der Tornados, des Flugplatzes und das Trai-
ning der Bundeswehrsoldaten für die tech-
nisch aufgerüsteten B- 61-12 Bomben nicht 
fi nanziert und durchgeführt werden.

2.  Abzug der Atomwaf fen aus Büchel:  
Deutschland kann den nichtöffentlichen 
Vertrag mit den USA über die Stationierung 
von Atomwaffen kündigen und die tech-
nische nukleare Teilhabe beenden. Damit 
würde ganz Deutschland atomwaffenfrei, 
als Schritt zu einer Atomwaffenfreien Welt.

3.  Verbot der Atomwaffen: Der 2+4-Vertrag 
hat für den Osten Deutschlands schon eine 
atomwaffenfreie Zone festgelegt. Deutsch-
land kann dieses Verbot auf ganz Deutsch-
land ausweiten. Die Bundesregierung kann 
sich aktiv an den bei der UNO stattfi ndenden 
Verhandlungen über ein weltweites Atom-
waffenverbot beteiligen.

 www.atomwaffenfrei.de  

Die Landesregierungen, Kreis-, Stadt und 
Gemeinderäte können durch Resolutionen 
und im Rahmen ihrer Finanzpolitik aktiv 
werden: Sie können dem Erhalt und der 
Aufrüstung von Atomwaffen durch »Devest-
ment« entgegenwirken. Sie sollten über-
prüfen, welche ihrer Banken Geschäfte mit 
der Atomwaffenindustrie machen und die 
Konten dort kündigen, wenn das Geschäft 
mit nuklearen Massenvernichtungswaffen 
fortgeführt wird. 
www.atombombengeschaeft.de

Engagierte Bürger können in Büchel und zu 
Hause aktiv werden: Kernstück der Kampa-
gne ist eine Selbstverpfl ichtung, solange in 
Büchel Atomwaffen für den Einsatz bereit-
liegen, jährlich mindestens einmal in Büchel 
oder zu Hause für die Abschaffung der Atom-
waffen aktiv zu werden.  Wer das nicht kann 
oder will, kann eine Solidaritätserklärung 
unterschreiben.
www.buechel-atombombenfrei.de

➝  Russland führt seinerseits »moderne-
re« Atomwaffen ein. Neue Raketentypen 
haben angeblich die Fähigkeit, Raketen-
abwehrsysteme in die Irre zu führen und zu 
umgehen. Das russische Militär führt of-
fensive Atomkriegssimulationen durch, 
und russische Offi zielle drohen immer wie-
der, Atomwaffen auch zur Abwehr konven-
tioneller, nicht-nuklearer Bedrohungen 
einzusetzen. 2015 wurden russische Plä-
ne bekannt, ein unbemanntes U-Boot zu 
entwickeln, das selbständig einen großen 
Atomsprengkopf ins Ziel bringen könnte, 
der eine »großräumige radioaktive Ver-
seuchung« verursacht. Außerdem werfen 
die USA ihren Kontrahenten in Moskau vor, 
den INF-Vertrag von 1987 zu verletzten, 
der beiden Ländern Mittelstreckenraketen 
verbietet – ohne allerdings dafür Beweise zu 
liefern. Präsident Trump hat die Anschuldi-
gungen jüngst wiederholt und zugleich das 
unter Obama ausgehandelte Abrüstungsab-
kommen »New START« als »schlechten Deal« 
bezeichnet, der rückgängig zu machen sei. 
Es steht zu befürchten, dass die USA und 
Russland statt auf Kooperation zu setzen 
die Konfrontation verschärfen, und dass 
Diskussionen um führbaren – und damit 
denkbaren – Krieg zunehmen. Für Rüstungs-
kontrolle jeglicher Art ist das keine gute 
Ausgangssituation und erinnert sehr an die 
Atomkriegslogik des Kalten Kriegs. Gibt es 
ein Fazit all des oben Gesagten? Ja, klar: 
Atomwaffen müssen schleunigst verboten 
und abgerüstet werden. Und die verrückte 
Logik der nuklearen Abschreckung gehört 
ersetzt durch eine Logik der ganz anderen 
Art: der des Friedens.
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Europa: Satelliten, Militär und 
Flüchtlingsabwehr
Die Europäische Union (EU) ist seit 
25 Jahren um eine eigene »Ver-
teidigungsfähigkeit« bemüht. Im 
Jahr 1992 wurden erstmals die »Pe-
tersberger Aufgaben« definierten, 
von der humanitären Hilfe bis zur 
robusten Fr iedenserzw ingung. 
2007 wurde im Vertrag von Lissa-
bon festgelegt: „Die Gemeinsame 
Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik ist integraler Bestandteil der 
Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik. Sie sichert der Union 
eine auf zivile und militärische Mit-
tel gestützte Operationsfähigkeit.“ 
(Art. 42(1) Im gleichen Dokument 
wird angekündigt: „Zur […] Durch-
führung ihrer Politik arbeitet die 
Union eine europäische Raumfahrt-
politik aus.“ (Art. 189(1). 

Diese Kombination ist nicht zu-
f ällig; dabei set z t die EU be-
wusst auf den »dual use«, die 
z iv il-militär ische Nut zbarkeit 
von Weltraumtechnologie. Die 
EU-Satellitenprogramme Gali-
leo (Navigation) und Copernicus 
(Umweltüberwachung) werden als 
zivil bezeichnet, die militärischen 
Absichten sind aber nicht geheim. 
2014 wurde ein Datenblatt zum 
»Sicherheitsdienst« von Coper-
nicus veröffentlicht, ein Einsatz-
bereich soll „die Aufdeckung und 
Überwachung von Ereignissen oder 
Aktivitäten außerhalb Europas, 
die Auswirkungen auf die europä-
ische und globale Sicherheit haben 
können“ sein. Ausdrücklich wird 
in diesem Kontext auf die Abwehr 
„illegaler Immigration“ und die 
Zusammenarbeit mit FRONTEX ver-
wiesen. � [Regina Hagen]

Gekommen waren etwa 80 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus Skandinavien und dem Baltikum. 
Vorträge hielten Bruce Gagnon (USA), Dave Webb 
(Großbritannien), Kerstin Tuomala (Finnland), 
Bård Wormdal (Norwegen) und Regina Hagen 
(Deutschland); bei Agneta Norberg (Schweden) 
liefen die Fäden der Tagung zusammen. 

Mit »Norden« waren in diesem Fall die vier 
europäischen Länder gemeint, die über den 
nördlichen Polarkreis hinaus reichen: Russland, 
Finnland, Schweden und Norwegen, das mit der 
Inselgruppe Svalbard (Spitzbergen) gar bis in 
die Arktis ragt. Norwegen ist Mitglied der NATO, 
nicht aber der Europäischen Union; die EU-Länder 
Schweden und Finnland gelten als »neutral«, da 
sie nicht zur NATO gehören; Russland spielt in 
einer eigenen Liga und wird je von vielen als po-
tentielle Bedrohung seiner westlichen Nachbarn 
eingestuft (und war aufgrund der kurzfristigen 
Absage des Referenten Vladimir Kozin in Stock-
holm leider nicht vertreten).

Die Sorge um die »russische Bedrohung« sollte 
Anlass sein zur Deeskalation und Kooperation 
mit Russland, genau das Gegenteil ist aber der 
Fall: Die Europäische Union nutzt den Hohen 
Norden vermehrt für militärische Zwecke, und 
die NATO provoziert den östlichen Nachbarn mit 
groß angelegten Militärmanövern in Schweden 
und Finnland, im NATO-Land Norwegen sowieso.

Wie der Norden militärisch  
ausgenutzt wird

Von der nördlichsten Spitze Schwedens erstreckt 
sich über 350 Kilometer Länge und eine Gesamt-
fläche von 24.000 Quadratkilometern das North 
European Aerospace Testrange (NEAT) Richtung 
Süden. In dieser keineswegs unbewohnten Regi-
on werden Raketen, Kampfflugzeuge und Droh-
nen getestet, es wird ihr Einsatz sowie der Abwurf 
von Bomben geübt. Die Übungen haben Namen 
wie »Thors Hammer« oder »Kalte Antwort«, be-
teiligt sind auch deutsche Tornados. 
Finnland schloss 2014 ein Host Nation Support 
Agreement mit der NATO ab; kurz darauf wurde 
zum ersten Mal finnischer Luftraum in eine »Artic 
Challenge«-Übung einbezogen. 2016 wurde nahe 
Tampere der Bodenkrieg und an der finnischen 
Südküste das Anlanden von Invasionstruppen ge-
übt. 2017 wird Finnland gar Gastland für »Arctic 
Challenge« sein.

Norwegen ist massiv in die »militärische Auf-
klärung« der USA involviert. Die Zusammenarbeit 
wurde schon 1954 offiziell besiegelt. Die Satel-
litenstation Fauske beispielsweise wurde von 
den USA bezahlt und ist darauf spezialisiert, den 
Datenverkehr russischer Satelliten abzufangen. 
Ebenfalls für die (militärische) Spionage und als 
enger Partner der NSA ist, wie im Januar 2016 der 
New York Book Review aufdeckte, die schwedi-
sche Behörde FRA (Försvarets radioanstalt) aktiv. 

Die Satellitenstationen Kiruna (Schweden) 
und Svalbard (Norwegen) wiederum spielen für 
die hoch technisierte Kriegsführung eine Schlüs-
selrolle.

Der Norden ist also keine Zone des Friedens. 
Darüber Wissen herzustellen und somit die Aus-
gangsbasis für verstärkte friedenspolitische Ak-
tivitäten der Zivilgesellschaft und eine engere 
Zusammenarbeit zwischen den Ländern nicht nur 
des Nordens zu schaffen, war erklärtes Ziel der 
Zusammenkunft. Die Beiträge der Tagung ste-
hen unter »Events« auf der Website des Global 
Network online: 
space4peace.org

Regina Hagen ist Mitglied im Vorstand des Global 
Network Against Weapons and Nuclear Power in 
Space.

(K)eine Zone des Friedens
Zur Tagung »Den Norden zur Zone des Friedens machen« in Stockholm hatten Anfang Februar 
2017 der Schwedische Friedensrat und das Global Network Against Weapons and Nuclear Power 
in Space eingeladen.
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➝ Düsseldorf und Mainz sowie andere klei-
ne Gemeinden waren mit Bürgermeistern 
und Stadträten vertreten. Aus Köln und 
Bonn wurden Grußworte der Oberbürger-
meister verlesen. Eine Fotoaktion mit ei-
nem Banner der International Campaign 
to Abolish Nuclear Weapons stellte die 
Verbindung zu den anderen europäischen 
US-Atomwaffenstandorten in Belgien, Nie-
derlande und Italien her. Dort wurde mit 
dem gleichen Banner demonstriert, um die 
jeweiligen Regierung an den Verhandlungs-
tisch zu schicken.

Erste Blockadeaktion –  
Erste Ingewahrsamnahmen
Am frühen Montagmorgen, dem 27. 3. 2017 
haben zwanzig AtomwaffengegnerInnen 
pünktlich zum Auftakt der Verhandlungen 
zum Atomwaffenverbot in New York die 
Zufahrtstore zum Atomwaffen-Stützpunkt 
Büchel blockiert. 

In der Aktionsvorbereitung einigten sich 
die TeilnehmerInnen sehr schnell auf die 
vier wichtigen Tore, um die hereinfahrende 
Frühschicht am Erreichen ihres Arbeitsplat-
zes zu hindern. Im Gegensatz zu den Protest- 
und Widerstandsaktionen im letzten Jahr 
empfing uns in diesem Jahr am Haupttor 
ein besonders großes Polizeiaufgebot. Es 
sollte offensichtlich unbedingt verhindert 
werden, dass der einfahrende Verkehr zum 
Stillstand kommen konnte. 

So wurde die achtköpfige Blockadegruppe 
von JunepA (Jugendnetzwerk für politi-
sche Aktion) schon nach wenigen Minuten 
geräumt, und die jungen Menschen erhiel-
ten einen Platzverweis für 24 Stunden. Die 
anderen Tore wurden nicht geräumt. Wie 
vereinbart, versammelten wir uns nach der 
Einfahrt der Frühschicht zum Abschluss vor 
dem Haupttor. Das ist schon ein traditionel-
les Ritual, das wir im letzten Jahr häufiger 
praktiziert haben, es dauert meist etwa 
fünf Minuten. Dieses wurde auch mit der 
Einsatzleitung der Polizei kommuniziert. 
Nachdem wir es beendet hatten, wurden 
wir plötzlich von einer großen Gruppe von 
PolizistInnen eingekesselt und am Weiter-
gehen gehindert. Selbst eine unabhängi-
ge Journalistin vom Deutschlandfunk, die 
noch Interviews mit zwei Teilnehmerinnen 
machte, wurde nicht herausgelassen und 
als „Fake“-Journalistin betitelt. Bei allen 
wurden nun die Personalien aufgenommen. 
Diejenigen, die einen Platzverweis schon 
am frühen Morgen bekommen hatten, wur-
den in polizeilichen Gewahrsam genommen 
und in Cochem einem Richter vorgestellt, 
der den Gewahrsam noch bis auf 17.00 Uhr 
ausdehnte. Eine Ausnahme: Eine Minder-
jährige wurde nach 4 Stunden in Cochem  

entlassen. Alle anderen aus der Gruppe 
wurden extra nach Koblenz gebracht. Wir 
erlebten das Verhalten der Polizei als un-
verhältnismäßig. Unsere Aktion war ja be-
reits wahrnehmbar beendet. Trotzdem hat 
sie das Zwangsmittel der Einkesselung und 
des Gewahrsams angewandt – mit großer 
Wahrscheinlichkeit, um damit gerade die 
Gruppe JunepA abzuschrecken, weil sie aus 
jungen Menschen besteht, die bereits im 
letzten Herbst auf die Landebahn des Bü-
cheler Fliegerhorstes gegangen war. 

Wir bewerten unsere Auftaktaktion als 
Erfolg, da sehr viel regionale Presse vor Ort 
war. Unsere 20-wöchige Aktionspräsenz in 
Büchel hat gerade erst begonnen, und es 
gibt noch freie Termine im Aktionskalen-
der: für Mahnwachen und jegliche Formen 
des gewaltfreien Zivilen Ungehorsams.  Und 
die schon angemeldeten Gruppen können 
gerne noch verstärkt werden. Kommt nach 
Büchel! 
Den Kalender und auch unseren 
Aktionskonsens findet ihr auf
www.buechel-atombombenfrei.de 

Wolfgang Schlupp-Hauck (Pressehütte),  
Ernst-Ludwig Iskenius (IPPNW) und Marion 
Küpker (DFG-VK)

Das Banner "Time to go" wurde an dem Wochenende auch an den europäischen Atomwaffenstandorten in Deutschland, Belgien, den Niederlanden und Italien entrollt 
Foto: Herbert Sauerwein
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Internationale Woche 12.-18. Juli 2017
Eine Woche nach dem Abschluss der Ver-
botsverhandlungen kommen internati-
onale-AktivistInnen aus den USA sowie 
aus den Niederlanden, Belgien und Frank-
reich nach Büchel. 

Samstag 15. Juli 2017 
Konzert mit  Konstantin Wecker 
Konstantin und regionale Musik-Gruppen 
spielen für das Atomwaffenverbot auf. 

Am Sonntag, 16. Juli 2017, werden die 
für Montagfrüh geplanten Aktionen vor-
bereitet: Eine angemeldeten Mahnwache 
und Aktionen des zivilen Ungehorsams. 
Wir laden besonders ein, an der Interna-
tionalen Woche  teilzunehmen. Einige der 
Gäste sind auch  bereit für Vorträge zu 
Euch zu kommen. Anfragen und Kontakte 
über mariongaaa@gmx.de
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Das ARD-Magazin Panorama griff die Dis-
kussion auf: „US-Atombomben in Deutsch-
land und Donald Trump“. Es klang vielver-
sprechend, zumal Elke Koller vom Initiativ-
kreis gegen Atomwaffen, die in der Nähe 
des Fliegerhorstes und Atomwaffenlagers 
Büchel wohnt, etliche Stunden beim Dreh 
dabei war. 

Und es begann auch nicht schlecht. Zum 
ersten Mal waren in einer Fernsehsendung 
Stimmen aus Büchel zu hören, die ihre Angst 
wegen den Atomwaffen zum Ausdruck ge-
bracht hatten. Was dann folgte, wurde 
immer unheimlicher, immer unglaublicher. 

„Man droht im Grunde mit einem kalku-
lierten Selbstmord. Aber je sicherer man die-
sem Selbstmord droht, desto mehr schreckt 
man die andere Seite ab“, erklärte in der 
Sendung Ulrich Kühn vom Carnegie Endow-
ment for International Peace. Doch diese 
Abschreckungspolitik als Grundpfeiler der 
Sicherheitsarchitektur scheint zu wanken: 
Kein Staat kann zurzeit sicher sein, ob 
Trump bedingungslos andere NATO-Verbün-
dete verteidigen würde. 

Was tun, wenn Trump den nuklearen 
Schutz aufkündigt? Wenn Trump die Atom-
waffen aus Europa abzieht?  Dann wäre 
Deutschland atomwaffenfrei. Das würde 
sicherlich nicht nur in Büchel viele Abrüs-
tungsfreunde freuen. Doch was ist mit der 
Sicherheit?

Über die europäische Option, sprich die 
Nutzung der bestehenden nuklearen Arse-
nale, wird in den Hinterzimmern in Berlin 
schon diskutiert.Die offene Debatte scheut 
die Politik bisher weitgehend - auch über 
eine deutsche Atombombe. 

Die Idee sei nicht komplett absurd, sagt 
Sicherheitsforscher Kühn. „Sollte sich in 
den nächsten Jahren die Sicherheitslage in 
Deutschland und Europa deutlich weiter ne-
gativ verändern, sprich Russland weiter den 
Frieden in Europa bedrohen und die Ameri-
kaner sich gleichzeitig zurückziehen, dann 
möchte ich nicht ausschließen, dass man 
auch in Deutschland damit anfängt, darüber 
nachzudenken, wie man sich wirklich vertei-
digen muss."So kam am Ende des Beitrags 
das große Erwachen, das in dem Satz der 
Moderatorin Anja Reschke gipfelte:  „Hat 
Panorama eben eine deutsche Atombombe 
zur Debatte gestellt?“ Wir hatten dies leider 
nicht zum ersten Mal gehört. 

Wir waren bestens vorbereitet. Im Chat
room tauschten sich Xanthe (IPPNW),  
Marvin (Netzwerk Friedenskooperative) 
und ich wie schon tagsüber blitzschnell 
aus. Genauso schnell war mein Kommen-
tar auf der Facebook-Seite von Panorama 

„Was für ein wüster Beitrag. Die Bejahung 
der Abschreckung, die Verteufelung Russ-
lands und der Wunsch nach einer europäi-
schen, gar deutschen Atombombe. Das hat 
mit objektivem Journalismus nichts zu tun. 
Kein Hinweis auf die Verhandlungen für ein 
Atomwaffenverbot ab März. 

Viele schlossen sich den Kommentierun-
gen an, hatten ähnliche Emotionen. Der 
Ärger hatte ein Ventil gefunden. 

Roderich Kiesewetter: Atomwaffen 
sind nötig, aber keine deutschen
Die FreiRaum-Redaktion wandte sich an 
Roderich Kiesewetter, um bei dem Ratsmit-
glied des Parlamentarischen Netzwerks für 
nukleare Abrüstung und Nichtverbreitung 
nachzufragen.

Es gibt zurzeit vermehrt Stimmen in der 
Öffentlichkeit, die eine deutsche Atom-
bombe fordern. Wie stehen Sie zu dieser 
Forderung?  

Diese Forderung lehne ich eindeutig ab. 
Die gemeinsame Nuklearplanung der NATO, 
an der Deutschland teilnimmt, ist elemen-
tar für den Zusammenhalt des transatlan-
tischen Bündnisses. Eine glaubwürdige 
Rückversicherung, insbesondere der ost-
europäischen Partner, ist angesichts Russ-
lands Nukleardoktrin, unangekündigter 

„snap exercises“ einschließlich nuklearer 
Fähigkeiten, sowie fortgesetzter Luftraum-
verletzungen zu erhalten. 

Die Stationierung von US-Atomwaffen 
in den NATO-Staaten dient diesem Zweck. 
Deutsche Nuklearfähigkeiten stehen nicht 
zur Debatte! Deutschland steht für Nicht-
Verbreitungs- sowie Abrüstungsanstren-
gungen. Zusätzliche Atomstaaten würden 
dies in Frage stellen.

Wie soll die von Ihnen in die Diskussion 
gebrachte europäische Atomwaffenschutz 
konkret aussehen?  

Deutschland ist an den Atomwaffensperr-
vertrag und an das 2+4-Abkommen gebun-
den – eigene Nuklearkapazitäten wären nur 
durch eine Aufkündigung des NVV möglich. 
Dies wäre jedoch ein verheerendes Signal 
an die Weltöffentlichkeit(,) angesichts der 
zunehmend instabilen Lage in vielen Kri-
senregionen. Eine zu erhaltende Abschre-
ckungsstrategie der NATO müsste durch 
einen stärkeren europäischen Beitrag im 
Rahmen der NATO gewährleistet werden. 
Angesichts der jüngsten Äußerungen von 
Regierungsrepräsentanten, wie während 
der Münchener Sicherheitskonferenz, be-
steht glücklicherweise kein aktueller Hand-
lungsbedarf mehr, einen verstärkten euro-
päischen Beitrag auszuloten. 

Wie beurteilten Sie Deutschlands Weige-
rung an den Verbotsverhandlungen bei der 
UNO in NY teilzunehmen? 

Ziel eines solchen Abkommens wie der das 
„Humanitären Initiative“ muss es sein, die 
Nuklearwaffenstaaten einzubinden, denn 
ohne diese wäre das Abkommen eine Farce. 
Ferner gilt es, solide Inspektions- und Ve-
rifikationsmechanismen vorzusehen sowie 
die Herstellung spaltbaren Materials kon-
trollierbar zu beschränken. Gegenwärtig 
spricht die sicherheitspolitische Realität 
leider gegen die erfolgreiche Umsetzung 
eines solchen Abkommens. Einseitige Re-
gelungen unter Ausblendung der Interes-
sen der Nuklearstaaten sind auch nicht im 
deutschen Interesse. 

Für deutsche Sicherheitspolitik in Europa 
bedeutet das, dass wir von den USA ein kla-
res, eindeutiges Bekenntnis zum nuklearen 
Schutzschirm gemäß Art. 5 NATO-Vertrag 
erwarten. Denn es darf transatlantisch 
keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit 
geben, Trump muss seine diesbezüglichen 
doppeldeutigen Äußerungen klarstellen. 
Diese erneuerte Garantie der USA würde 
auch dazu führen, dass europäische Nicht-
Nuklearstaaten keine Überlegungen für 
einen eigenen europäischen Nuklearschirm 
anstrengen müssen.

Roland Blach im Blog der Kampagne; das 
Interview führte Wolfgang Schlupp-Hauck

Trump bezeichnete die NATO als „obsolet“.   Kurz darauf forderte Berthold Kohler, Mit-
herausgeber der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung", die deutsche Atombombe, fragt 
nach einer „eigenen nuklearen Abschreckungsfähigkeit" - selbst wenn es sich dabei 
um das "für deutsche Hirne ganz und gar Undenkbare" gehe. Roderich Kiesewetter, 
Obmann der der CDU/CSU für Außenpolitik forderte das Nachdenken über eine eigene 
europäische nukleare Abschreckungskapazität, ohne Denkverbote.

Der neue Ruf nach dem nuklearen Schutzschirm

Roderich Kiesewetter – Obmann der CDU/CSU für 
Außenpolitik, Ratsmitglied PNND (Parlamenta-
rischen Netzwerks für Nichtverbreitung und Nukleare 
Abrüstung)
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Stuttgart / Büchel 01.07. - 16.07.2017  
Deutsch  und Englisch
Vom 1. bis zum 16. Juli 2017 laden wir junge Men-
schen zwischen 16 und 26 Jahren zu einem inter-
nationalen Workcamp ein. Es startet in Stuttgart, 
wo mit dem EUCOM das US-Kommando für die 
Atomwaffen in Europa liegt. Exkursionen führen 
zum ehemaligen Atomwaffenstandort Mutlangen 
und zum Atomwaffenstandort Büchel in der Eifel. 
Mit Straßentheater und Kunstaktionen begleitet 
das Workcamp das Kunstprojekt der Mayors for 
Peace: 50 Städte – 50 Spuren – Eine Welt ohne 
Atomwaffen. 

Das Kunstprojekt: 50 Spuren, fotografiert in 
Mayors-for-Peace-Städten, stellen das Kernstück 
einer Wanderausstellung dar. Weitere begleiten-
de künstlerische Aktionen, welche den Bezug zur 
nuklearen Abrüstung unterstreichen, werden 
entwickelt und erprobt.

Anmeldung: redaktion@pressehuette.de  
Möglichst bald, spätestens bis zum 20.5.2017

Termine 
�7. Juli 2017, 14:00 Uhr: Flaggentag Mayors for 
Peace und Ausstellungsführung
19. Juli 2017, 19:00 Uhr: Midisage mit Bürger-
meister Wölfle (Stuttgart) und Bürgermeister 
Hermann (Hannover). 

Angebot an Gruppen: Schulklassen, Jugend-
gruppen und andere Interessierte können die 
Ausstellung besuchen. Das Angebot wird auf die 
Interessen Ihrer Gruppe angepasst. Die verschie-
dene Elemente zum Kombinieren sind: - Ausstel-
lungsführung [ca. 30 Minuten] - Workshop mit 
dem Workcamp-Teilnehmern zu den Mayors for 
Peace [ca. 2 Stunden] - Workshop mit Erarbeitung 
einer eigenen künstlerischen Performance [ca.3 
Stunden] Wir freuen uns, wenn unser Angebot 
Sie anspricht. Nehmen Sie einfach Kontakt mit 
uns auf!


